
Ergänzende Vertragsbedingungen Kernarbeitsnormenverordnung mit beson-
deren Regelungen zur Vertragsstrafe im Unterpunkt 3 

1. Einhaltung ILO-Mindestanforderungen

Soweit Stoffe oder sonstige Textilwaren, ungebrauchter Naturstein, Tee, Kaffee, Kakao, 
Blumen, Spielwaren oder Sportbälle in der Leistungsbeschreibung als Gegenstand der Leis-
tung aufgeführt sind, ist der Auftragnehmer verpflichtet, nur solche Waren zu liefern oder zu 
verwenden, für die er die Einhaltung der in den Kernarbeitsnormen der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) festgelegten Mindestanforderungen gemäß § 2 der Niedersächsi-
schen Kernarbeitsnormenverordnung (NKernVO) nachweisen kann. Die Mindestanforderun-
gen ergeben sich aus den in § 12 Abs. 1 Satz 2 NTVergG genannten Übereinkommen. Die 
Verpflichtung bezieht sich auf die Lieferkette bis zur Produktfertigstellung. Die Verpflichtung 
gilt nur für Waren, die in einem Staat oder Gebiet gewonnen oder hergestellt wurden, der 
oder das in der für den Zeitpunkt der Angebotsabgabe maßgeblichen DAC-List of ODA Re-
cipients der Organisation for Economic Co-operation and Development (OECD) aufgeführt 
ist. 

2. Kontrollrecht des Auftraggebers und Vertragspflicht des Auftragnehmers

Die Vertragsparteien vereinbaren hiermit vor dem Hintergrund der Regelung in § 4 NKernVO 
ein Kontrollrecht des Auftraggebers.  Auf Verlangen des Auftraggebers hat der Auftragneh-
mer unverzüglich alle Unterlagen vorzulegen die eine Prüfung ermöglichen, ob die vorgeleg-
ten Nachweise ausreichen, um die Einhaltung der Mindestanforderungen aus den Überein-
kommen nach § 12 Abs. 1 Satz 2 NTVergG zu belegen. 

3. Vertragsstrafe

Die Vertragspartner vereinbaren für jeden schuldhaften Verstoß des Auftragnehmers gegen 
die vorstehend erfassten Vertragspflichten gem. Ziffer 1 und 2  die Zahlung einer Vertrags-
strafe in Höhe von 1 vom Hundert des Auftragswertes netto – basierend auf dem Auftrags-
wert im Zeitpunkt der Beauftragung; bei mehreren Verstößen gegen die Vertragspflichten auf 
Grundlage des § 5 Satz 2 NKernVO darf die Summe der Vertragsstrafen 5 vom Hundert des 
Auftragswertes nicht überschreiten. 

Diese Vertragsstrafenregelung bezieht sich explizit ausschließlich auf schuldhafte Vertrags-
pflichtverstöße im Zusammenhang mit den vorgenannten Vertragsregelungen der Ziffern 1 
und 2, die auf den gesetzlichen Regelungen der NKernVO basieren. Die Vereinbarung von 
Vertragsstrafen für andere Verstöße gegen Vertragspflichten, etwa über die Vereinbarung 
von Terminen und Fristen, bleibt hiervon unberührt.  

Den Vertragsparteien ist bekannt, dass das Gebot der Verhältnismäßigkeit bei der Verwir-
kung der Vertragsstrafe zu beachten ist und die Vertragsstrafe vom Auftraggeber auf Antrag 
des Auftragnehmers auf einen angemessenen Betrag herabgesetzt werden kann.  

4. Rechtliche Hinweise und Regelung zur Teilnichtigkeit

Sollte eine der vorstehenden Regelungen unwirksam sein, bezieht sich die Unwirksamkeit 
ausschließlich auf die jeweilige Teilregelung und nicht auf die Vertragsregelungen insge-
samt. § 139 BGB wird ausdrücklich abbedungen. 


